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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 11/06 B 

 

 

 
..................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ........................................................................, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. März 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   Dr.  B e c k e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts für das Saarland vom 16. November 2005 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des Landes-

sozialgerichts für das Saarland (LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrens-

mangels gestützte Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung 

entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfor-

dern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Ver-

fahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 ff mwN). Diesen Anforderungen an die Begründung hat der 

Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Mit seinem Vorbringen, das LSG habe das für ihn positive Gutachten von Dr. G                  

außer Acht gelassen und habe sich intensiver mit diesem Gutachten beschäftigen müssen, rügt 

der Kläger keinen derartigen Verfahrensfehler. Er wendet sich vielmehr gegen die Würdigung 

der drei eingeholten Gutachten durch das LSG; darauf kann eine Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden, wie sich aus 

dem Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ergibt. 

 

Auch seine Kritik an der Entscheidung des LSG, weil dieses die Voraussetzungen eines beson-

deren beruflichen Betroffenseins nach § 56 Abs 2 Satz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 

bei ihm nicht angenommen habe, kann nicht zur Zulassung der Revision führen. Denn eine Zu-

lassung ist nur aus den in § 160 Abs 2 SGG genannten Gründen - grundsätzliche Bedeutung 

der Rechtssache, Abweichung (Divergenz), Verfahrensmangel - zulässig, nicht aber zur allge-

meinen Überprüfung einer Entscheidung auf ihr Richtigkeit. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 

Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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